
im Frühjahr kräftig gewach-
sen“, hieß es beispielsweise
Anfang August im Monatsbe-
richt des Bundeswirtschafts-
ministeriums.

Geldwertstabilität
Anfang Juli hat der Bundesrat
unter anderem zwei Gesetze
zulasten der Versicherten in
den Krankenkassen beschlos-
sen: Apotheken werden künf-
tig mehr Geld für Bereit-
schaftsdienste in der Nacht er-
halten. Zwischen 20 und 6
Uhr soll es einen pauschalen
Zuschuss von rund 200 Euro
geben, unabhängig davon, ob
Patienten den Notdienst in An-
spruch genommen haben oder
nicht. Den Krankenversiche-
rungen drohen dadurch Zu-
satzausgaben von mehr als
100 Millionen Euro pro Jahr. 

Vollbeschäftigung
Die Zahl der offiziell gemelde-
ten Arbeitslosen stieg im Juli
auf rund 2,9 Millionen Men-
schen ohne Arbeit. Die Bun-
desagentur für Arbeit (BA)
zählte 49000 Arbeitslose mehr
als im Juni und 38000 mehr
als vor einem Jahr. Der Anstieg
der Arbeitslosenzahl sei zum
einen auf die beginnende Som-
merpause zurückzuführen.
Zum anderen beruhe der An-
stieg vor allem darauf, dass
sich Jugendliche nach Ende ih-
rer schulischen oder berufli-
chen Ausbildung vorüberge-
hend arbeitslos melden. 
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Die Soziale Marktwirtschaft im August 2013
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

Eigenverantwortung
Laut Wirtschaftsauskunftei
Bürgel hat sich die Zahlungs-
moral der deutschen Unter-
nehmen im 1. Quartal 2013
verschlechtert: Im März 2013
zahlten 18,8 Prozent der Un-
ternehmen ihre Rechnungen
verspätet, dies ist der schlech-
teste Wert innerhalb der un-
tersuchten 12 Monate. Das
Zahlungsverhalten von Kun-
den wirkt sich auf die Finanz-
kraft der betroffenen Unter-
nehmen aus. Es entstehen Do-
minoeffekte, die mit Zahlungs-
verzögerungen und Finanzie-
rungsschwierigkeiten begin-
nen und schließlich in der In-
solvenz enden können. Zah-
lungsunfähige Unternehmen
drohen dann, weitere Firmen
zu gefährden. Der Studie zu-
folge sind rund 20 Prozent der
insolventen Unternehmen von
solchen Dominoeffekten be-
troffen. 
Die schlechte Zahlungsmo-

ral liegt nach Meinung der Stu-
dienautoren vor allem an der
gedrosselten Konjunkturent-
wicklung in Deutschland – ein
Widerspruch zu zahlreichen
Äußerungen aus der Politik:
„Die deutsche Wirtschaft ist

Krankenhäuser erhalten
ebenfalls eine Finanzspritze,
2013 etwa 415 Millionen Euro,
2014 weitere 690 Millionen
Euro. 82 Prozent davon tragen
die gesetzlichen Krankenver-
sicherer, übrige Mittel werden
über Beihilfen und die private
Krankenversicherung abge-
deckt. Grund für den Zu-
schuss aus den Versicherten-
kassen: Ohne finanzielle Un-
terstützung hätten die Kran-
kenhäuser keine Chance, die
Mehrausgaben für Lohnerhö-
hungen der rund 1,1 Millionen
Beschäftigten und steigende
Sachkosten aufzubringen.

I N D E X

„Im zweiten Quartal ist die deutsche Wirtschaft
allen Anzeichen nach wieder stärker gewachsen.
Davon profitiert auch der Arbeitsmarkt.“
Frank Jürgen Weise, Vorstandsvorsitzender der Bundesagentur für Arbeit

IM KLARTEXT
August 2013

Zahlungsmoral
Anteil der Firmen mit Zahlungsverzug

Saarland 24,9 %

Nordrhein-Westfalen 21,0 %

Berlin 20,0 %

Bayern 18,1 %

Brandenburg 17,1 %

Sachsen 15,5 %

Quelle: Bürgel Wirtschaftsinformationen
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Ordnungspolitik
im Abseits

Viele Hundert Seiten wurden von den
Wahlkampfstrategen der fünf zurzeit im
Bundestag vertretenen Parteien beschrie-
ben, und dann das: Genau acht Mal fällt der
Begriff „Ordnungspolitik“ in den Wahlpro-

grammen zur Bundestagswahl 2013. Auch wenn die Verwen-
dung eines Begriffs nicht als Indiz dafür gewertet werden kann,
dass die dahinter stehende Idee auch Beachtung in der Politik
findet, ist diese geringe Anzahl doch bemerkenswert. Zumal Ord-
nungspolitik – genau wie Soziale Marktwirtschaft – in der poli-
tischen Kommunikation positiv besetzt ist.
Dabei ist es der ordnungspolitische Ansatz, an dem es in der

Politik bereits seit Längerem oftmals mangelt. Schon während
der Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2007 hörte man des Öfte-
ren, dass ordnungspolitische Grundsätze kein Mittel gegen die
akute wirtschaftliche Notlage seien, oder bildlicher: Wenn das
Haus in Flammen steht, muss man Löschmaßnahmen ergreifen
und nicht den Brandschutz revidieren. So unvollständig und
simp lifizierend dieses Bild auch ist: Bessere Vorkehrungen ge-
gen Brände hätten den Feuerschaden begrenzt und das Löschen
erleichtert.
Eine Ordnungspolitik, die Freiheitsrechte absichert und Ver-

antwortungspflichten einfordert, steht im Kern der Sozialen
Marktwirtschaft. Möglichst allgemeine und einfache Regeln, die
individuelle Freiheit und Verantwortung aneinander binden,
stärken die gesellschaftlichen Integrationskräfte der Sozialen
Marktwirtschaft Ludwig Erhards. Beim Blick auf die Europapoli-
tik im Rahmen der sich weiter ausdehnenden Staatsschulden-
krise, auf die kaum vorangeschrittene (Neu-)Regulierung der
„systemrelevanten“ Großbanken aber auch auf die deutsche
Energiewende wird deutlich, welch abseitige Rolle die Ord-
nungspolitik derzeit spielt. Da ist es letztlich – und leider – nur
konsequent, wenn im Bundestagswahlkampf keinerlei Erwar-
tungen geweckt werden.

Lars Vogel

Parteien zur Wahl
Bis zum 17. Juni 2013 hatten
58 Parteien und politische
Vereinigungen dem Bundes-
wahlleiter mitgeteilt, dass sie
an der Bundestagswahl im
kommenden September teil-
nehmen wollen. Der Bundes-
wahlausschuss in Berlin hat
dann Anfang Juli festgelegt,
dass davon 38 Parteien zur
Teilnahme an der Wahl zum
18. Deutschen Bundestag zu-
gelassen werden. Anfang Au-
gust hat der Bundeswahlleiter
schließlich veröffentlicht, dass
von den zugelassenen Partei-
en letztlich 34 Parteien – von
der „Alternative für Deutsch-
land“ bis zu „Die Violetten“ –
zur Wahl antreten werden.
Für die Bundestagswahl

sind laut Schätzung des Statis-
tischen Bundesamtes 61,8 Mil-
lionen Deutsche wahlberech-
tigt, 31,8 Millionen Frauen
und 30 Millionen Männer. Zu
den Wahlberechtigten gehören
auch drei Millionen Erstwäh-
ler – je zur Hälfte Frauen und
Männer –, die seit der letzten
Bundestagswahl volljährig ge-
worden sind. Rund ein Viertel
der Wahlberechtigten – 20,8
Millionen – sind 60 Jahre und
älter. 
http://goo.gl/tQxO5t

Lernhilfe
979000 Personen erhielten im
Jahr 2012 laut Mitteilung des
Statistischen Bundesamtes
Leistungen nach dem Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz
(BAföG), eine Steigerung um

Die Ludwig-Erhard-Stiftung ist bei aller Entschiedenheit ihres Engage ments für Freiheit und Ver antwortung 
in Staat, Gesellschaft und Wirtschaft von Parteien und Verbänden unab hängig. 
Sie ist als gemeinnützige Ver eini gung voll anerkannt.

1,7 Prozent gegenüber 2011.
Ein knappes Drittel der BAföG-
Empfänger drückt noch die
Schulbank, 671 000 bekamen
die Unterstützung als Studie-
rende.
Im Durchschnitt erhielten

Schülerinnen und Schüler mo-
natlich 401 Euro, 16 Euro mehr
als im Vorjahr. Bei den Studie-
renden sank der Betrag dage-
gen um vier Euro auf 448 Eu-
ro. 28 Prozent aller Geförder-
ten wohnten bei ihren Eltern.
Die Ausgaben von Bund und
Ländern für das BAföG betru-
gen 2012 insgesamt 3,3 Milli-
arden Euro, davon 2,4 Milliar-
den für die Studierendenförde-
rung. 
Der Knackpunkt: Die Zahl

der Studierenden ist deutlich
stärker gestiegen als die Zahl
der BAföG-Empfänger. Den
Zahlen der Statistiker zufolge
waren im Wintersemester
2012/2013 rund 2,5 Millionen
Studierende an deutschen
Hochschulen immatrikuliert;
das waren fünf Prozent mehr
als im vorhergehenden Winter-
semester.
http://goo.gl/bQeJr5
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BAföG-Empfänger

Schüler Studierende

2006 319000 499000

2007 311500 494500

2008 312000 510000

2009 323000 550000

2010 324000 592000

2011 319000 644000

2012 308000 671000

Quelle: Statistisches Bundesamt



Alle vier Jahre wieder überle-
gen Parteistrategen und Wahl-
kampfmanager, mit welchen
Forderungen und Versprechen
sie um die Wählergunst wer-
ben wollen. Teilweise auf meh-
reren hundert Seiten werden
die aktuellen Programme dar-
gelegt: Bündnis 90/Die Grü-
nen schießt dabei den Vogel
ab: 337 Seiten – Einband in-
klusive – zählt der geneigte
Wähler; CDU/CSU (128 Sei-
ten), SPD (120 Seiten) Die Lin-
ke (100 Seiten) sowie FDP (95
Seiten) waren da mit ihren In-
fos zur Wahl sparsamer.

„Regierungsprogramme“
Auffallend: Es gibt nicht das
eine Thema, auf das alle Par-
teien ihre Programme zur
Wahl ausrichten. CDU/CSU
legen in ihrem Wahlpro-
gramm „Gemeinsam erfolg-
reich für Deutschland. Regie-
rungsprogramm 2013 – 2017“
einen Schwerpunkt auf die
Bewältigung der Eurokrise.
Haushaltskonsolidierung und
Strukturreformen in den
Empfängerländern, Ableh-
nung von Eurobonds sowie ei-
ne Aufwertung der Europäi-
schen Zentralbank durch eine
bei der EZB angesiedelte Ban-
kenaufsicht sind dabei die
Kernpunkte. Ansonsten wird
immer wieder betont, wie er-
folgreich doch die Regie-
rungsarbeit der vergangenen
Jahre gewesen sei.

Schwerpunkt des SPD-Pro-
gramms – hier ist man im Ti-
tel überzeugt: „Das Wir ent-
scheidet. Das Regierungspro-
gramm 2013 – 2017“ – sind
steuer-, sozial- und finanzpo-
litische Themen. Die Reform
bzw. Wiedereinsetzung der
Erbschaft- und Vermögen-
steuer, eine europäische Fi-
nanztransaktionssteuer und
die Regulierung des europäi-
schen Bankensektors sind da-
bei die wesentlichen Punkte.
Zudem versucht sich die SPD
mit der Forderung nach einer
von der EZB unabhängigen
Bankenaufsicht von der an-
sonsten ähnlichen europäi-
schen Finanzpolitik des
CDU/CSU-Programms abzu-
grenzen. 

Wandel zu Rot-Grün
Bündnis 90/Die Grünen fin-
det, es sei „Zeit für den grü-
nen Wandel. Teilhaben. Ein-
mischen. Zukunft schaffen“.
So zumindest lautet der Titel
ihres Wahlprogramms. Die
Partei fordert im finanzpoliti-
schen Teil ihres Programms
eine Vermögensabgabe, eine

unabhängige europäische
Bankenaufsicht sowie eine
bessere Eigenkapitalausstat-
tung von Banken zur Vorbeu-
gung von Krisen. Sozialpoli-
tisch sprechen sich die Grü-
nen – ebenso wie die SPD –
für eine einheitliche Kranken-
und Pflegeversicherung (Bür-
gerversicherung) sowie die
Einbeziehung von Selbständi-
gen in die Rentenversiche-
rung aus. Auffallend – aber
wohl wenig überraschend –
sind die im Vergleich zu an-
deren Parteien ambitionierte-
ren Ziele beim Umstieg auf
Erneuerbare Energien.

Bürger im Fokus
Die FDP hebt in ihrem „Bür-
gerprogramm 2013. Damit
Deutschland stark bleibt“ vor
allem ihre erfolgreiche Arbeit
der vergangenen Wahlperiode
hervor und wirbt für eine
Fortsetzung der Regierungs-
koalition aus CDU/CSU und
FDP in der kommenden Le-
gislaturperiode. Die Haus-
haltskonsolidierung mit dem
Ziel des Schuldenabbaus ab
2016 und ein einfaches, nied-

Wahlmöglichkeiten

Am 22. September 2013 wird an den Wahlurnen über den 18. Deutschen Bundestag entschie-
den. Dann können 61,8 Millionen wahlberechtigte Deutsche bestimmen, wer sie in den kom-
menden vier Jahren im Parlament vertreten soll. Was die Parteien für die kommende Legisla-
turperiode planen, lässt sich in den Wahlprogrammen nachlesen. Im Klartext hat einen Blick
in die Programme der fünf derzeit im Bundestag vertretenen Parteien riskiert.

Der Flügelschlag eines
Schmetterlings…
... kann der Chaosforschung
zufolge zu gravierenden globa-
len Veränderungen führen.
Der „EEA Technical Report No
11/2013“ zeigt: Die Zahl der
Wiesen-Schmetterlinge in 19
europäischen Ländern nimmt
gemäß einer Untersuchung der
European Environment Agen-
cy (EEA) – das ist die europäi-
sche Umweltagentur – besorg-
niserregend ab, die Forscher
konstatieren: „a dramatic
loss“. Zwischen 1990 und 2011
seien von 17 beobachteten Ar-
ten acht zurückgegangen. Le-
diglich bei zwei Arten sei die
Population stabil geblieben,
nur eine habe zugenommen.
Für sechs Schmetterlingsarten
stellt der Report fest: „The
trend is uncertain.“
Die exakte Beobachtung von

Schmetterlingspopulationen
ist laut EEA-Bericht wichtig,
weil sich daraus die Entwick-
lungstrends für andere Insek-
tenarten ableiten lassen.
Schmetterlinge seien verlässli-
che Indikatoren für die Arten-
vielfalt und gesunde Ökosyste-
me, heißt es im Report. Vor al-
lem fehlende Wiesenflächen
durch die Intensivierung der
Landwirtschaft führen nach
Einschätzung der EEA-For-
scher zu einheitlichen Grün-
flächen, die dann künftig Ar-
tenvielfalt verhindern.
Was tun? Der Bericht weiß

Rat: Grünflächen sollten ange-
messen gemanagt werden; die
Forscher weisen darauf hin,
dass ein neues System an Aus-
gleichszahlungen im Rahmen
der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik der EU ein besseres Mana-
gement dieser Wiesen unter-
stützen könnte.
http://goo.gl/2abLSL
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Programme zur Wahl
CDU/CSU: http://goo.gl/6PbtG0
SPD: http://goo.gl/7S2GCl
FDP: http://goo.gl/YXZeBt
B’ 90/Die Grünen: http://goo.gl/Ymasdd
Die Linke: http://goo.gl/959WM6
Sonstige: http://goo.gl/t1Gjc9



Programm lässt er sich 13
Mal entdecken, bei CDU/CSU
steht er 14 Mal, im FDP-Pro-
gramm wird die Dokumen-
tensuche 21 Mal fündig.
Allerdings wird das Be-

griffspaar eher plakativ in
Überschriften verwendet oder
für besonders staatstragende
Aussagen beschworen – im
Sinne von „unsere Soziale
Marktwirtschaft“; was konkret
damit verbunden ist, bleibt in
allen Programmen offen. Da
wundert es nicht, dass die
Grundziele der Sozialen
Marktwirtschaft – Vollbeschäf-
tigung, Geldwertstabilität und
Eigenverantwortung – in den
Wahlbroschüren nur sehr spo-
radisch, und auch hier eher
abstrakt und nicht mit Leben
gefüllt, erwähnt werden. 

Ordnungspolitik?
Damit bleibt auch die Überra-
schung aus, wenn einer der
Kernbegriffe in der Diskussi-
on um die Soziale Marktwirt-
schaft, nämlich „Ordnungspo-
litik“, in allen Programmen
insgesamt nur acht Mal zu
finden ist. Bei SPD und Die
Linke taucht er überhaupt
nicht auf, Bündnis90/Die
Grünen nennt ihn zwei Mal,
allerdings im Sinne von
„werteorientierter, grüner
Ordnungspolitik“ – unklar
bleibt auch hier, was das sein
soll. Lediglich als Schlagwort
findet er sich – ebenfalls dop-
pelt – im CDU/CSU-Pro-
gramm, und bei der FDP liest
man ihn vier Mal, hier aller-
dings eng auf Regulierungen
der Finanzmärkte bezogen.
Zu guter Letzt verwundert

es den Leser dann ebenfalls
nicht, das zwar öfter auf die
Freiheit verwiesen und die
Verantwortung – üblicherwei-

riges und gerechtes Steuer-
system stehen dabei im Vor-
dergrund. Europapolitisch
sollen Eurobonds verhindert
und für eine von der EZB un-
abhängige Bankenaufsicht ge-
stritten werden. Die Einfüh-
rung eines bundesweiten
Volksentscheides hebt das
FDP-Wahlprogramm von den
Mitbewerbern ab.

Die Linke setzt
auf Systemwechsel
Die Linke stellt ihr „Wahlpro-
gramm zur Bundestagswahl
2013“ unter die Überschrift
„100% sozial“. Die Partei stellt
insbesondere Fehlentwicklun-
gen am unteren und oberen
Bereich der Gesellschaft fest.
Ungesicherte und schlecht be-
zahlte Arbeit einerseits, all-
mächtige Banken und Konzer-
ne andererseits würden die
aktuelle Situation prägen. Ur-
sache dafür sei das kapitalis-
tische, marktwirtschaftliche
System. Zwar enthält das
Wahlprogramm konkrete For-
derungen, zum Beispiel nach
einem Mindestlohn, einer
Mindestrente oder Arbeitszeit-
verkürzungen. Die Änderun-
gen werden jedoch in Zusam-
menhang mit einer sozial-öko-
logischen Transformation ge-
stellt, dienen also lediglich
dem Wechsel zur „solidari-
schen Alternative, dem demo-
kratischen Sozialismus“.

Und die Soziale
Marktwirtschaft?
Da überrascht den Leser
kaum, dass der Begriff „So-
ziale Marktwirtschaft“ im
Wahlprogramm der Partei Die
Linke nicht auftaucht. Ledig-
lich ein Mal findet er im Pro-
gramm von Bündnis90/Die
Grünen Erwähnung, im SPD-

se die Verantwortung der Po-
litik oder des Staates, seltener
die des Einzelnen – genannt
wird. Freiheit und Verantwor-
tung gemeinsam – für Ludwig
Erhard waren diese Begriffe
unteilbar, weil aus seiner
Sicht das Eine ohne das Ande-
re „immer im Chaotischen“
endet – schaffen es gerade
drei Mal in alle Wahlprogram-
me (ein Mal Bündnis90/Die
Grünen, zwei Mal FDP). 

Fazit: Widersprüche
und Inkonsistenzen
Widersprüchliches ist viel-
fach in jedem Programm zu
finden. CDU/CSU, FDP, SPD
wollen beispielsweise einer-
seits Subventionen zumindest
überprüfen; andererseits sol-
len für bestimmte Bereiche
neue „Förderungen“ ins Le-
ben gerufen werden. Bünd-
nis90/Die Grünen fallen ei-
nerseits auf durch wohlmei-
nende Gesundheits- und Er-
nährungstipps, Stichwort
„Veggie Day“. Im Programm
wird andererseits das „Selbst-
bestimmungsrecht“ betont;
das scheint sich aber vor al-
lem auf die Drogenpolitik zu
beziehen: „Außerdem wollen
wir den Eigenverbrauch und
privaten Anbau von Cannabis
legalisieren“ heißt es mehr-
fach in der Wahlkampfbro-
schüre (siehe insbesondere
Seiten 228 und 239).
Begeisterung und Überra-

schung über die Wahlpro-
gramme halten sich in engen
Grenzen: SPD und Bünd-
nis90/Die Grünen betonen
die Notwendigkeit für mehr
staatliches Engagement; nicht
mehr Staat als nötig wollen
CDU/CSU; Zurückhaltung
von staatlichen Eingriffen
thematisiert die FDP. Die Lin-

ke fällt da eher auf: Sie wirbt
für einen Systemwechsel.
Bis dahin aber – wie vor

Jahr und Tag – wollen alle
Parteien vor allem das eine:
Mehr Wohltaten verteilen, zu-
mindest versprechen sie sol-
che in den Wahlprogrammen.
Dabei reicht das Spektrum
von der „Mütterrente“
(CDU/CSU) über die Abschaf-
fung des Solidaritätszuschla-
ges im Verlauf der 18. Wahl-
periode (FDP) bis hin zum be-
dingungslosen Grundeinkom-
men (Die Linke). Wie soll das
bezahlt werden?
Wer in den Vorschlägen der

noch amtierenden Regierungs-
koalition sucht, wird zur Fi-
nanzierung nichts finden. Üb-
rigens sollen zudem der
Staatshaushalt konsolidiert
und Staatsschulden abgebaut
werden. Einfacher machen es
sich da die übrigen Parteien:
Hier sollen höhere Steuern für
„Reiche“ die entsprechenden
Finanzmittel erbringen. Reich
scheint nach den steuerrechtli-
chen Vorstellungen der Partei-
en zu sein, wer 100 000 Euro
(SPD), 80 000 Euro (Bünd-
nis90/Die Grünen) oder
65 000 Euro (Die Linke) im
Jahr verdient.
Apropos Gemeinsamkeiten,

die auffälligste lässt sich bei
den beiden „Volksparteien“
entdecken: „In Deutschland
und weltweit leiten uns dabei
die Werte Freiheit, Solidarität
und Gerechtigkeit“, so steht
es auf Seite 126 im Wahlpro-
gramm von CDU und CSU.
Auf Seite 118 des SPD-Pro-
gramms findet der Leser: Das
Wahlprogramm stehe auf fes-
tem Grund, „auf unseren
Grundwerten Freiheit, Ge-
rechtigkeit und Solidarität“.

Andreas Schirmer

„Die moralischen Qualitäten der führenden Persönlichkeiten sind für eine Generation
und für den Lauf der Geschichte vielleicht von noch größerer Bedeutung als
rein intellektuelle Leistungen.“
Albert Einstein


